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(Nr. 7532.) Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend den mit der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft 
abgeſchloſſenen Betriebs⸗Ueberlaſſungsvertrag. Vom 20. September 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


Nachdem mit der Neiſſe⸗Brieger e a 10. Au En 

1869. der anliegende Vertrag abgeſchloſſen worden iſt, wollen Wir dieſen Ver⸗ 
. trag unter landesherrlicher Beſtätigung der darin enthaltenen Statutänderungen 

hierdurch genehmigen. 

Dieſe Urkunde iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 5 
f Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

a Berlin, den 20. September 1869. 


G. S) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Jahrgang 1869. (Nr. 7532.) 151 Ver⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 8. November 1869. 


— 1128 


Vertrag 


zwiſchen der | 
Staatsregierung, vertreten durch den Königlichen Eiſenbahn⸗ 
kommiſſarius Geheimen Ober Regierungsrath von Maaſſen zu 
Berlin, einerſeits, und der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft, 
vertreten durch ihr Direktorium, andererſeits. 


Hel. 
Der Staat übernimmt für Rechnung der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft 
die Verwaltung und den Betrieb des Neiffe-Brieger Eiſenbahn⸗Unternehmens, 
ſowie die Ausführung etwaiger Erweiterungen deſſelben ohne jede weitere Be⸗ 
ſchränkung, als in dieſem Vertrage ſelbſt näher beſtimmt iſt. 
i \ §. 2, 

Der Staat wird die Verwaltung der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahn durch die 
Königliche Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn als öffentliche Behörde auf 
Koſten und Gefahr der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft führen laſſen. 

Auf dieſe Behörde gehen alle, in dem durch Nlerhbchſte Order vom 13. März 
1846. beſtätigten Geſellſchaftsſtatute und deſſen Nachträgen den Generalverſamm⸗ 
lungen, dem Direktorium, dem Ausſchuſſe, ſowie dem Syndikus beigelegten Be⸗ 
fugniſſe und Obliegenheiten, mit Ausnahme der in den $$. 8. 9. und 10. dieſes 
Vertrages ſpeziell gedachten Fälle, über. Die Gehälter und ſonſtigen Koſten der 
Centralverwaltung werden nach Verhältniß der Meilenzahl der von der König⸗ 
lichen Direktion der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn verwalteten Bahnen unter die 
verſchiedenen Eiſenbahn⸗Unternehmungen vertheilt. g 

Der Staat übernimmt es, die bis zur Uebergabe der Verwaltung an ihn 
von der Neiffe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft und für dieſelbe von ihren Vertretern 
den ſtatutariſchen Beſtimmungen entſprechend eingegangenen Verpflichtungen durch 
die von ihm mit der Verwaltung betraute Behörde aus den Fonds der Neiſſe⸗ 
a Eiſenbahngeſellſchaft erfüllen zu laſſen, und find namentlich auch alle 
geſchloſſenen Dienſtverträge mit den vorhandenen Geſellſchaftsbeamten für jene 
als Vertreterin der Geſellſchaft bindend. ia 
Um der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft eine Mitwirkung bei der Leitung 
ihres Unternehmens zu gewähren, wird ein von der Generalverſammlung zu 
wählender Verwaltungsrath, beftehend aus 7 Mitgliedern und 3 Stellvertretern, 
eingeſetzt. Die Mitglieder und die Stellvertreter müffen in Breslau ihren Wohnſitz 


haben und wenigſtens zehn Aktien beſitzen, welche während der Amtsdauer bei 
der Königlichen Direktion deponirt werden. Si 
1% 


ee 


Die erſte Wahl des Verwaltungsrates wird von derjenigen Generalver⸗ 
ſammlung vollzogen, welche die Betriebsüberlaſſung an den Staat beſchließt. 
Die Amtsthätigkeit des Verwaltungsrathes beginnt mit dem Eintritt der Königlichen 
e bis wohin die gegenwärtigen Geſellſchaftsvorſtände in Funktion 

eiben. 
$. 4. 


Mit dem Ablauf des zweiten Kalenderjahres nach dem Beginne der Amts⸗ 
thätigkeit des Verwaltungsrathes ſcheiden drei Mitglieder ſowie ein Stellvertreter 
und mit dem Ablauf der nächſtfolgenden beiden Jahre wiederum je zwei Mit⸗ 
glieder und ein Stellvertreter aus. Dieſes Ausſcheiden erfolgt die beiden erſten 
Male bezüglich der gleichzeitig ins Amt Getretenen durch Auslooſung, welche von 
dem Verwaltungsrathe vier Wochen vor der ordentlichen Generalverſammlung 
vorgenommen wird. Vom dritten Male ab erfolgt das alljährliche Ausſcheiden 
von je zwei und beziehungsweiſe drei Mitgliedern und je einem Stellvertreter 
jedesmal nach dem Amtsalter und nur bei gleichem Amtsalter durch das Loos. 
Die Ausſcheidenden ſind jederzeit wieder wählbar. 


Bei einzelnen Vakanzen iſt nach der Beſtimmung im $. 35. des Geſellſchafts⸗ 


ſtatuts zu verfahren. 
8 
Der Verwaltungsrath wählt aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden und einen 
Stellvertreter deſſelben. N 
$. 6. 
© Die Stellvertreter der Mitglieder des Verwaltungsrathes werden von dem 
Vorſitzenden nur bei eintretendem Bedürfniß und zwar nach der Reihenfolge des 
Dienſtalters einberufen, bei gleichem Dienſtalter aber nach der Zahl der Stimmen, 
mit denen ſie gewählt ſind. Außer dieſem Falle haben ſie in den Verſammlungen 
des Verwaltungsrathes keine Stimme, können denſelben aber beiwohnen und werden 
deshalb über Tag und Stunde der Verſammlungen benachrichtigt. 
i 8 
Der Verwaltungsrath verſammelt ſich auf ſchriftliche Einladung ſeines 
Vorſitzenden, fo oft letzterer es für nöthig erachtet, oder die Direktion darum 
erſucht, oder mindeſtens drei Mitglieder einen motivirten Antrag hierauf richten. 
Die Gegenſtände der Berathung müſſen in der Einladung bezeichnet wer⸗ 
den. Die Beſchlüſſe werden kollegialiſch gefaßt. Bei Gleichheit der Stimmen 
giebt die des Vorſitzenden den Ausſchlag. Zur Beſchlußfaſſung bedarf es der 
Anweſenheit von mindeſtens vier Mitgliedern reſp. deren Stellvertretern. 


$. 8. * 
Ohne Zuſtimmung des Verwaltungsrathes, welcher die Rechte und In⸗ 


tereſſen der Geſellſchaft der Königlichen Eiſenbahndirektion gegenüber wahrnimmt, 


ſoll der Tarif ſowohl für die Perſonen⸗ als auch für die Güterbeförderung 
nicht unter die zur betreffenden Zeit bei der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn geltenden 
Sätze ermäßigt werden. 

Außerdem ift der Verwaltungsrath in allen wichtigen Angelegenheiten, ins⸗ 
Ar. 75329 151* be⸗ 
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beſondere bei Beſchaffung der Mittel zur etwaigen Erweiterung oder beſſeren Aus⸗ 
rüſtung des Unternehmens, bei Bemeſſung der dem Reſerve⸗ und dem Erneue⸗ 
rungsfonds zu überweiſenden Summen, bei der Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne und der Tarife, ſowie bei Feſtſetzung der Dividenden mit ſeinem Gut⸗ 
achten zu hören und — dringend eilige Fälle ausgenommen — ſeine abweichende 
Anſicht von der Königlichen Direktion dem Miniſterium für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten zur Entſcheidung einzureichen. Vor dem Beginn eines 
neuen Bahnbaues iſt das Gutachten des Verwaltungsrathes ſowohl in Betreff 
der Richtung der Bahnlinie, bevor für dieſelbe die Genehmigung des Minifte- 
riums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten (Geſetz vom 3. November 
1838. F. 4.) nachgeſucht wird, als auch über alle für Rechnung der Geſellſchaft 
auszuführenden erheblicheren Bauten einzuholen, über welche ihm deshalb die 
betreffenden Pläne, Zeichnungen und Koſtenanſchläge von der Königlichen 
Direktion rechtzeitig vorzulegen ſind. f 


§. 9. ö 

Dem Verwaltungsrathe wird nach vollendetem Bau neuer Bahnſtrecken 
die bezügliche Baurechnung und über den Betrieb des Unternehmens in der erſten 
Hälfte des auf das betreffende Betriebsjahr folgenden Jahres die Betriebsrechnung 
bun Prüfung und Decharge⸗Ertheilung vorgelegt. Diejenigen Erinnerungen gegen 
ie Rechnungen, welche nicht ſchon durch die Königliche Direktion ſelbſt erledigt 
worden, werden durch den Verwaltungsrath dem Königlichen Miniſterium für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vorgelegt, welchem darüber die ſchließ⸗ 
liche Entſcheidung zuſteht. . 10 a 
>10, . a 


Die Generalverſammlungen werden von dem Vorſitzenden des Verwaltungs 
rathes berufen und in Breslau abgehalten. Im dritten Quartale jeden Jahres 
findet die ordentliche Generalverſammlung ſtatt, in welcher der Geſchäftsbericht 
der Königlichen Direktion für das verfloſſene Jahr, ſowie der Bericht des Ver⸗ 
waltungsrathes über die Prüfung der Rechnung des verfloſſenen Jahres, unter 
Vorlegung des Rechnungsabſchluſſes erſtattet, ferner auch die Wahl der Mit- 
glieder und Stellvertreter des Verwaltungsrathes für das nächſte, mit dem 
J. Januar des folgenden Jahres beginnende Geſchäftsjahr vorgenommen wird. 
In Angelegenheiten der Verwaltung und des Betriebes ſteht der General⸗ 
verſammlung eine für die Direktion bindende Beſchlußfaſſung nicht zu. 
1 . können ohne Genehmigung der Generalverſammlung nicht 
attfinden: 5 


a) ee und Ergänzungen dieſes Vertrages, ſowie des Gefellichafts- ä 
ſtatuts; 3 
b) Erwerb fremder und Anlage neuer Bahnen; 


e) Betheiligung der Geſellſchaft an anderen Bahn⸗Unternehmungen, Ueber⸗ 
nahme des Transportes auf fremden Bahnen; 
A) Auflöſung der Geſellſchaft oder Fuſion derſelben mit anderen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaften. a N 
Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe in den vorſtehend sub a. b. c. und d. ge 


nann⸗ 


ze 


nannten Fällen bedarf es der Mehrheit von zwei Drittheilen dei: Stimmen ab 


der Genehmigung des Staates, während bei den gewöhnlichen Geſchäftsangele⸗ 
genheiten der ordentlichen Generalverſammlung die abſolute Mehrheit der vertre⸗ 
tenen Stimmen genügt und bei Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
des Verwaltungsrathes den Ausſchlag giebt. 

$. 11. 

Die Wahl der Mitglieder und Stellvertreter des Verwaltungsrathes er⸗ 
folgt nach relativer Stimmenmehrheit, im Uebrigen nach den Beſtimmungen 
in F. 28. des Geſellſchaftsſtatuts und $. 6. des unter dem 9. November 1867. 
Allerhöchſt beſtätigten vierten Statutnachtrages mit der ſich von ſelbſt ergebenden 
Einſchränkung auf nur zweifaches Skrutinium. 

5 $. 12. 

Das Protokoll in den Generalverſammlungen, welchem ein von einem 
Notar zu beglaubigendes Verzeichniß der erſchienenen Aktionaire und deren Stim⸗ 
menzahl beizufügen iſt, hat vollkommen beweiſende Kraft für den Inhalt der ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe, wird durch den Notar geführt und von den anweſenden Direk⸗ 
tions⸗ und Verwaltungsraths⸗Mitgliedern reſp. Stellvertretern vollzogen. 

Den Vorſitz in den Generalverſammlungen führt der Vorſitzende des Ver⸗ 
waltungsrathes. er 9 13 


Die Aufſicht über die Beamten⸗Penſions⸗ und die Krankenkaſſe der Be⸗ 
amten und Arbeiter der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahn wird nach Maaßgabe der dies⸗ 
fälligen Statuten von der Königlichen Direktion in gleicher Weiſe übernommen, 
wie ſolche von dem Direktorium der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahn zeither geführt 


150575 $. 14. 
Alle dieſem Vertrage entgegenſtehenden Beſtimmungen der Geſellſchafts⸗ 
ſtatuten, ſowie der Nachträge zu denſelben werden für die Dauer dieſes Ver⸗ 
trages aufgehoben. 9.45 


Der gegenwärtige Vertrag tritt mit dem erſten Tage des zweiten Monats 
nach ſeiner Publikation in der Geſetz- Sammlung in Kraft. 
F. 16. 


Dieſer Vertrag kann nur im Wege gegenſeitigen Uebereinkommens ab⸗ 
geändert oder aufgehoben werden. P 


Breslau, den 10. Auguſt 1869. ; 
Fuͤr die Staatsregierung. Direktorium der Neiſſe-Brieger 


v. Maaſſen. Eiſenbahngeſellſchaft. 
Ertel. Haber. Fromberg. 
Jaeckel. Albert Gedike. Caro. 


worden iſt. 


(Nr, 75327534) (Nr. 7538.) ; 8 
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(Nr. 7533.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Oktober 1869., betreffend die vorläufige Abſtand⸗ 
5 nahme von der Erhebung der für die Benutzung der Hafenanlagen an 
dem linken Weſerufer bei Minden feſtgeſtellten Abgaben. 


Alf Ihren Bericht vom 3. d. M. beſtimme Ich, daß von der Erhebung der 
in dem Tarife vom 9. November v. J. (Geſetz⸗Samml. S. 1043.) für die Ber 
nutzung der Hafenanlagen an dem linken Weſerufer bei Minden feſtgeſtellten Ab⸗ 
aben bis auf Weiteres Abſtand genommen werden ſoll und daß demgemäß nach 
Nr. 4. der zuſätzlichen Beſtimmungen zu A. und B. des Tarifs von Dampfſchiffen, 
welche wegen Hochwaſſers die Betriebskohlen an dem linken Weſerufer (an der 
Schlacht) nicht laden können und dieſerhalb dieſelben in dem rechtsſeitigen Hafen 
einnehmen müſſen, Abgaben einſtweilen nicht zu erheben ſind. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 

Berlin, den 8. Oktober 1869. 

Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An die Miniſter der Finanzen und für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 7534.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Oktober 1869., betreffend die Erhebung der Schiff⸗ 
fahrtsabgaben bei der Zaarenſchleuſe an der Havel. 


Auf Ihren Bericht vom 4. d. M. genehmige Ich, daß die in dem Tarife vom 
9. September 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1578.) vorgeſchriebenen Abgaben für 
das Befahren der Waſſerſtraßen zwiſchen der Oder und der Elbe auch bei dem 
Paſſiren der Zaarenſchleuſe an der Havel erhoben und daß die ſonſtigen in dieſem 
Tarife und Meiner Order vom 9. September 1867. enthaltenen Beſtimmungen 
auch bei der Erhebung der Abgaben an der Zaarenſchleuſe in Anwendung ge⸗ 
bracht werden. “ 

Dieſer Erlaß iſt durch die Gefeß- Sammlung zu veröffentlichen. 

Berlin, den 8. Oktober 1869. 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An die Miniſter der Finanzen und für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Ir. 7535.) 


(Fr. 7535) Allerhöchſter Erlaß vom 18. Oktober 1869, betreffend Zusätze zu dem Revidir⸗ 
} ten Reglement der Pommerſchen Landſchaft vom 26. Oktober 1857. 


Ai Ihren Bericht vom 14. Oktober d. J. will Ich in Folge der Beſchlüſſe 
des im laufenden Jahre verſammelt geweſenen Generallandtages die in der An⸗ 
lage zuſammengeſtellten 


Zuſätze zu dem Revidirten Reglement der Pommerſchen Landſchaft vom 
26. Oktober 1857. 5 n 5 


hierdurch genehmigen. 


N Dieſer Mein Erlaß iſt mit den Zuſätzen durch die Geſetz⸗Sammlung be- 
kannt zu machen. N 


Baden⸗Baden, den 18. Oktober 1869. 

5 Wilhelm. 

5 3 | Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


. Zu faͤtz e 

e zu dem : 
Reeridirten Reglement der Pommerſchen Landſchaft vom 

26. Oktober 1857. (Geſetz-Samml. S. 945 ff). 


8 8 
Ef 


\ 


1. Zu h. 2. 


d Die Landſchaft wird ermächtigt, auf den Antrag des kreditſuchenden Guts⸗ 
beſitzers auch 4 Prozent Zinſen tragende Pfandbriefe, welche der Schuld⸗ 
ner mit 5 Prozent jährlich neben dem erforderlichen Falls wieder zu zahlenden 

Quittungsgroſchen zu verzinſen hat, auszufertigen. 5 ; 


#* 2 e | . 


A.uch ohne vorherige Aufnahme einer förmlichen Taxe nach landſchaftlichen 

Prinzipien können, ſofern die landſchaftlichen Behörden kein Bedenken haben, 
5 Pfandbriefsanleihen auf Höhe von 3 desjenigen Werthes bewilligt werden, der 
ſich aus dem 35 fachen Reinertrage, wie ſolcher bei Veranlagung der Grundſteuer 
feſtgeſtellt iſt, abzüglich des 20 fachen Betrages der Steuern und Abgaben eines 
Gutes herausſtellt. 5 5 
r. 7535.) 3. Zu 


se pe 


3. Zu 6$. 35. 43. 65. 75. 101. 


Soweit eine Benutzung der Eiſenbahnen oder Dampfſchiffe ſtattfindet, wer⸗ 
den die Fuhrkoſten auf 15 Silbergroſchen für die Meile inkluſive Diäten feſt⸗ 
geſetzt, dagegen werden die Diäten für Beiwohnung des Generallandtages und 
des Engeren Ausſchuſſes auf 4 Thaler erhöht. 


4. Zu $. 161. 


Die Vorſchrift der Alinea 3. bis 6. und des zu Alinea 3. ergangenen 
Zuſatzes vom 16. November 1867. (Geſetz-Samml. S. 1832.) finden auch bei 
Ausgabe von 45 Prozent Zinſen tragenden Pfandbriefen analoge Anwendung. 


5. Zu $. 234. 


Die Auszahlung der Zinſen auf fällige Kupons erfolgt fortan bei der 
Generallandſchaftskaſſe zu jeder Zeit in den Vormittags⸗Dienſtſtunden, und bei 
der Agentur zu Berlin vom 15. Januar bis 12. Februar und reſp. 15. Juli 
bis 12. Auguft; die reglementsmäßige Zahlungszeit in den Departements bleibt 
unverändert. 

Dieſe Abänderung iſt auf den Kupons bei Ausgabe neuer Serien zu be⸗ 
rückſichtigen, auf denſelben auch die Dauer der Zahlungszeit in den Departements 
auszudrücken. 


6. Zu $. 291. # 


Die Beanſpruchung des Beſtandes des Spezial⸗Amortiſationsfonds eines 
Gutes zur freien Verwendung findet nur ſtatt, wenn derſelbe ohne Hinzurechnung 
von außerordentlichen Amortiſationszuſchüſſen den zehnten Theil des Betrages der 
auf dem Gute zur Zeit des Beginnes der Amortiſation gehafteten Pfandbriefs⸗ 
ſchuld erreicht hat. ö | 


Redigirt im Büreau des Staats Minifteriums, 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei 
j (R. v. Decker). 3 


“ 


